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  [13]Vorwort zur 2. Auflage


  Das Gesellschafts- und Steuerrecht der Berufs- und Wirtschaftsverbände unterliegt einem stetigen Wandel. Neben Gesetzesänderungen, wie bspw. aufgrund des Gesetzes zur Erleichterung elektronischer Anmeldungen zum Vereinsregister und anderer vereinsrechtlicher Änderungen, des Gesetzes zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts sowie des Gesetzes zur Stärkung des Ehrenamts, gibt es neue (nationale und europäische) Rechtsprechung, die in der Praxis zu beachten sind. Weiterhin gilt, dass die existierende Fachliteratur zu steuerprivilegierten Körperschaften zwar umfangreich ist; sie befasst sich im Wesentlichen jedoch mit gemeinnützigen Organisationen. Das Recht der Berufs- und Wirtschaftsverbände und insbesondere deren Besteuerung werden entweder nur am Rande gestreift oder sogar vollkommen aus der Betrachtung ausgeklammert.


  Nach der erfreulichen Resonanz auf die Erstauflage gehen wir davon aus, dass dieses Praxishandbuch sowohl den Verantwortlichen in den Verbänden als auch Rechtsberatern und Richtern eine wertvolle Hilfe im Umgang mit dieser Spezialmaterie sein kann. Damit dies auch weiterhin der Fall ist, haben wir das Werk umfassend aktualisiert. Gesetzesänderungen sowie Rechtsprechung und Literatur sind bis einschließlich September 2013 eingearbeitet.


  Verlag und Verfasser hoffen, mit der vorliegenden Aktualisierung einen praxisnahen Beitrag zur rechtlichen und steuerrechtlichen Behandlung von Berufs- und Wirtschaftsverbänden geleistet zu haben. Hinweise und Anregungen aus der Leserschaft sind stets willkommen.


  Unser herzlicher Dank gebührt dem Verlag und seinen Mitarbeitern, insbesondere Frau Bettina Noé, für das große Engagement und die vielfältige Unterstützung.


  Bonn im Oktober 2013


  Dr. Lutz Engelsing

  Dr. Olaf Lüke


  [14]Vorwort zur 1. Auflage


  Angesichts der umfangreichen rechtlichen und steuerlichen Fachliteratur stellt sich bei jedem neuen Werk die Frage: Muss das denn auch noch sein? Im vorliegenden Fall sind wir der Meinung: ja.


  Das Gesellschafts- und Steuerrecht der Berufs- und Wirtschaftsverbände ist ein Spezialgebiet, welches die Praxis vielfach vor schwierige Probleme stellt. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass die Finanzverwaltung wegen der partiellen Steuerfreiheit seit Jahren ihre Prüfungstätigkeit in Bezug auf Berufs- und Wirtschaftsverbände verstärkt.


  Die existierende Fachliteratur zu Vereinen ist zwar umfangreich, sie befasst sich im Wesentlichen jedoch mit gemeinnützigen Organisationen. Das Recht der Berufs- und Wirtschaftsverbände und insbesondere deren Besteuerung werden entweder nur am Rande gestreift oder sogar vollkommen aus der Betrachtung ausgeklammert. Bei gegenwärtig rund 12.000 Berufs- und Wirtschaftsverbänden eine erstaunliche Erkenntnis!


  Mit diesem Praxishandbuch wird – soweit ersichtlich – die erste Gesamtdarstellung zum Gesellschafts- und Steuerrecht der Berufs- und Wirtschaftsverbände vorgelegt. Sein Aufbau folgt dem Lebenszyklus eines Berufsverbands: von der Gründung über die Wirkungszeit bis ggf. zu seiner Umstrukturierung oder Auflösung.


  Als ein Werk von Praktikern für Praktiker soll es den Geschäftsführern und Vorständen von Berufs- und Wirtschaftsverbänden sowie deren Beratern wertvolle Hilfestellung in allen einschlägigen Rechts- und Steuerfragen leisten. Ein besonderes Augenmerk haben wir daher auch auf ein umfassendes Sachregister gelegt.


  Verlag und Verfasser hoffen, mit dem vorliegenden Handbuch einen praxisnahen und aktuellen Beitrag zur rechtlichen und steuerrechtlichen Behandlung von Berufs- und Wirtschaftsverbänden geleistet zu haben. Hinweise und Anregungen aus der Leserschaft sind herzlich willkommen.


  Unser herzlicher Dank gebührt dem Verlag und seinen Mitarbeitern, insbesondere Frau Elvira Plitt, für das große Engagement und die vielfältige Unterstützung.


  Bonn im Januar 2008


  Dr. Lutz Engelsing

  Dr. Olaf Lüke
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      	NZG

      	Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
    

  



  
    
    

    

      	OFD

      	Oberfinanzdirektion
    


    
      	OHG

      	Offene Handelsgesellschaft
    


    
      	OLG

      	Oberlandesgericht
    

  



  
    
    

    

      	p. a.

      	per annum (jährlich)
    


    
      	PublG

      	Publizitätsgesetz
    

  



  
    
    

    

      	R

      	Richtlinie
    


    
      	RFH

      	Reichsfinanzhof
    


    
      	RG

      	Reichsgericht
    


    
      	RGZ

      	Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen
    


    
      	rkr.

      	rechtskräftig
    


    
      	Rn.

      	Randnummer
    


    
      	RPfleger

      	Der Deutsche Rechtspfleger (Zeitschrift)
    


    
      	RPflG

      	Rechtspflegergesetz
    


    
      	RS

      	Rechnungslegungsstandard
    


    
      	RStBl.

      	Reichssteuerblatt
    


    
      	Rz.

      	Randziffer
    

  



  
    
    

    

      	S.

      	Seite
    


    
      	s. o.

      	siehe oben
    


    
      	SEStEG

      	Gesetz über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften
    


    
      	sog.

      	so genannte
    


    
      	SolZG

      	Solidaritätszuschlaggesetz 1995
    


    
      	Stbg

      	Die Steuerberatung (Zeitschrift)
    


    
      	StRK

      	Steuerrechtskartei
    


    
      	StuB

      	Steuern und Bilanzen (Zeitschrift)
    

  



  
    
    

    

      	TvöD

      	Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes
    


    
      	Tz.

      	Textziffer
    

  



  
    
    

    

      	[19]u. a.

      	und andere
    


    
      	u. Ä.

      	und Ähnliche
    


    
      	u. E.

      	unseres Erachtens
    


    
      	u. U.

      	unter Umständen
    


    
      	UmwG

      	Umwandlungsgesetz
    


    
      	UmwStG

      	Umwandlungssteuergesetz
    


    
      	UStAE

      	Umsatzsteueranwendungserlass (Stand: 26. August 2013)
    


    
      	UStDV

      	Umsatzsteuerdurchführungsverordnung
    


    
      	UStG

      	Umsatzsteuergesetz
    


    
      	UStK

      	Umsatzsteuer-Kartei
    


    
      	usw.

      	und so weiter
    

  



  
    
    

    

      	v.

      	vom
    


    
      	vgl.

      	vergleiche
    


    
      	VRV

      	Vereinsregisterverordnung
    


    
      	VV

      	Vermögensverwaltung
    


    
      	VZ

      	Veranlagungszeitraum
    

  



  
    
    

    

      	wGB

      	wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb
    


    
      	WM

      	Wertpapier-Mitteilungen (Zeitschrift)
    

  



  
    
    

    

      	z. B.

      	zum Beispiel
    


    
      	ZGR

      	Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
    


    
      	ZHR

      	Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftrecht
    


    
      	ZIP

      	Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
    


    
      	ZRP
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      	ZStV
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      	zzgl.

      	zuzüglich
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  [27]AEinführung


  1Begriff des Berufsverbands


  Eine einheitliche Definition des „Berufsverbands“ gibt es nicht. Gesellschaftspolitisch stellt ein Verband eine auf Dauer angelegte Vereinigung von natürlichen oder juristischen Personen mit dem Ziel dar, gemeinsame Interessen in organisierter Weise zu verfolgen bzw. zu vertreten. (Berufs-)Verbände1 zählen – wie auch gemeinnützige Organisationen – regelmäßig zu den Non-Profit-Organisationen. Im allgemeinen Sprachgebrauch finden sich Begriffe wie:


  
    	Wirtschaftsverband2


    	Fachverband


    	Berufsverband


    	Interessenvereinigung


    	Gewerkschaft


    	Arbeitnehmerverband


    	Arbeitgeberverband


    	Unternehmerverband


    	Dachverband


    	Spitzenverband

  


  Die steuerliche Definition von Berufsverbänden ist vom Bundesfinanzhof in ständiger Rechtsprechung festgelegt worden3:


  „Berufsverbände sind Vereinigungen von natürlichen Personen oder Unternehmen, die allgemeine, aus der beruflichen oder unternehmerischen Tätigkeit erwachsende ideelle und wirtschaftliche Interessen des Berufsstands oder Wirtschaftszweigs wahrnehmen.“


  [28]Diese Definition ist von der Rechtsprechung zuletzt 2012 bestätigt worden4. Gleichgültig ist, ob die Interessenwahrnehmung nur den Mitgliedern oder dem Berufsstand/Wirtschaftszweig insgesamt zugutekommt5. Des Weiteren ist es nicht notwendig, dass die Mitglieder aus derselben Branche stammen. Es reicht vielmehr aus, wenn allgemeine Interessen wirtschaftlicher Art wahrgenommen werden6. Die Finanzverwaltung hat sich obige Definition in R 16 Abs. 1 KStR 2004 zu Eigen gemacht. Auch der EuGH verwendet eine ähnliche Definition für Zwecke der Umsatzsteuer7:


  „Eine Einrichtung, die Ziele „de nature syndicale“ verfolgt, bezeichnet eine Organisation, deren Hauptziel die Verteidigung der gemeinsamen Interessen ihrer Mitglieder – unabhängig davon, ob es sich dabei um Arbeitnehmer, Arbeitgeber, Angehöriger freier Berufe oder Personen handelt, die eine bestimmte wirtschaftliche Tätigkeit ausüben – und deren Vertretung gegenüber betroffenen Dritten einschließlich staatlicher Stellen ist.“


  Auch Zusammenschlüsse von Berufsverbänden, d. h. bspw. Bundes-, Landes-, Dach-, Spitzenverbände, internationale Verbände, sind ebenfalls Berufsverbände im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG8.


  Berufsverbände müssen die allgemeinen wirtschaftlichen Belange aller Angehörigen eines Berufsstands oder Wirtschaftszweigs wahrnehmen, nicht nur die besonderen wirtschaftlichen Interessen einzelner Angehöriger einer bestimmten Berufsgruppe oder eines Wirtschaftszweigs. Kein Berufsverband ist somit im Umkehrschluss eine Interessenvertretung, die nur die besonderen geschäftlichen Belange ihrer Mitglieder wahrnimmt – auch wenn sämtliche Mitglieder an einer derartigen Tätigkeit des Verbands interessiert sind9. Wahrgenommen werden müssen aber nicht sämtliche allgemeinen Belange eines Berufsstands oder Wirtschaftszweigs; es reicht aus, wenn zumindest ein einziges wirtschaftliches Interesse wahrgenommen wird („Ein-Thema-Verband“)10.


  Ein eigenständiges Rechtskleid existiert für Berufsverbände nicht; sie bedienen sich jedoch regelmäßig der Rechtsform des rechtsfähigen oder nichtrechtsfähigen Vereins. [29]Denkbar, aber in der Praxis derzeit wohl nicht zu finden, sind auch eine Berufsverbands-GmbH oder andere Rechtsformen.


  2Abgrenzung zu Berufsvertretungen


  Berufsverbände ohne öffentlich-rechtlichen Charakter sind von den Berufsvertretungen abzugrenzen, die als (Zwangs-)Körperschaften des öffentlichen Rechts neben den Mitgliederinteressen staatliche Aufgaben mit hoheitlicher Gewalt wahrnehmen. Hierzu zählen bspw. Kammern bzw. Innungen.


  In Kammern sind natürliche oder juristische Personen (Pflicht-)Mitglieder kraft Zugehörigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe. Etwas anderes gilt für Innungen, die zwar auch Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, deren Mitglieder jedoch freiwillig ein- und auch wieder austreten können.


  Im Rahmen der Selbstverwaltung führen die Berufsvertretungen die ihnen staatlich übertragenen Aufgaben eigenständig aus. Hierzu gehören insbesondere die Regelung und Organisation der Berufsausübung. Die Berufsvertretungen bedienen sich dazu wie alle anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften grundsätzlich auch öffentlichrechtlicher Organisations- und Handlungsformen. Sie können daher im Rahmen der ihnen staatlich übertragenen Aufgaben Verwaltungsakte erlassen (z. B. Gebührenbescheid).


  Soweit diese Berufsvertretungen als Verbände mit öffentlich-rechtlichem Charakter hoheitliche Tätigkeiten ausüben, unterliegen sie keiner Ertragsbesteuerung. Eine partielle Steuerpflicht begründen sie allenfalls in wirtschaftlichen Betätigungen, die steuerlich als Betrieb gewerblicher Art zu qualifizieren sind11.


  Im Gegensatz dazu sind Berufsverbände freiwillige Zusammenschlüsse auf privatrechtlicher Basis, die ihre Tätigkeiten in staatsfreier Selbstverwaltung ausüben.


  3Aufgaben


  Ein Berufsverband vertritt die allgemeinen, den Mitgliedern aus ihrer beruflichen oder unternehmerischen Tätigkeit erwachsenden ideellen und wirtschaftlichen Interessen unter anderem gegenüber den gesetzgeberischen Körperschaften oder den Verwaltungsbehörden. Ebenso soll der Verband die Wünsche seiner Mitglieder als eine gemeinsame Zielsetzung geltend machen und nach Möglichkeit durchsetzen. Die erzielten Ergebnisse müssen dem Berufsstand oder dem Wirtschaftszweig unabhängig von einer bestehenden Mitgliedschaft zugutekommen. Das Wirken soll im Interesse der Allgemeinheit stehen; insoweit ist ein „Trittbrettfahrer-Verhalten“ nicht auszuschließen. Es dürfen nicht ausschließlich die besonderen geschäftlichen Interessen der Mitglieder wahrgenommen werden. Daher muss sich der Berufsverband [30]auf die allgemeine Förderung seiner Mitglieder beschränken, z. B. durch die Schaffung besserer wirtschaftlicher und sozialer Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche Betätigung seiner Mitglieder.


  
    Beispiel:

  


  Aufgrund der politischen Einflussnahme eines Berufsverbands verabschiedet der Gesetzgeber einheitliche Richtlinien für die Ausbildung in einem bestimmten Berufszweig. Der Verband nimmt insoweit auch die wirtschaftlichen Interessen seiner Mitglieder wahr; Nutznießer der einheitlichen Ausbildungsrichtlinien und des damit verbundenen Qualitätsstandards sind jedoch sämtliche Unternehmen dieses Berufszweigs, unabhängig von ihrer Mitgliedschaft im Verband.


  Es hat keine Auswirkung auf die steuerliche Anerkennung als Berufsverband, wenn sich Mitglieder verschiedener, indes verwandter Berufe, oder sogar selbst verschiedener, nicht verwandter Zweige der gewerblichen Wirtschaft (wie z. B. Mitglieder einer Fachgruppe) in einem Verband zusammenschließen12.


  Folgende Aufgaben können von einem Berufsverband ganz oder teilweise wahrgenommen werden:


  
    	Interessenwahrnehmung bei Gesetzgebung und Verwaltungsbehörden


    	Förderung des Berufsstands bzw. des Wirtschaftszweigs


    	Wahrung der wirtschaftlichen Interessen


    	Beratung und Unterstützung von Angehörigen des Berufsstands oder Wirtschaftszweigs


    	Information der Mitglieder über Fragen des Berufsrechts


    	Förderung der Aus-, Fort- und Weiterbildung


    	Veranstaltung von fachbezogenen Tagungen


    	Entwicklung, Fortschreibung und Verbreitung von Qualitätsstandards


    	Austausch von Erfahrungen


    	Entlastung der Mitglieder von administrativen Aufgaben


    	Information über Beruf und Berufsverband


    	(Herausgabe von Zeitschriften)


    	Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

  


  Zur besseren Wahrnehmung dieser Aufgaben sind regelmäßig Zusammenschlüsse von regionalen Berufsverbänden auf Landes- und/oder Bundesebene zu beobachten. Die so gebildeten Spitzen- oder Dachverbände können gezielt und mit einer Stimme für die gemeinsamen Interessen des Berufsstands bzw. des Wirtschaftszweigs auftreten.


  [31]4Steuerliche Behandlung


  Ist ein Berufsverband – wie dies regelmäßig der Fall ist – in der Rechtsform des (nicht-)rechtsfähigen Vereins organisiert, richtet sich seine Besteuerung nach den Grundsätzen für die Vereinsbesteuerung: Der Berufsverband ist dem Grunde nach körperschaftsteuerpflichtig nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 bzw. Nr. 5 KStG.


  Die Inanspruchnahme steuerlicher Begünstigungen richtet sich danach, ob ein Verband von den Finanzbehörden als „Berufsverband im steuerlichen Sinne“ (§ 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG) anerkannt wird.


  
    	So sind diese Berufsverbände nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG von der Körperschaftsteuer grundsätzlich befreit. Voraussetzung hierfür ist, dass ihr Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist.


    	Berufsverbände sind ebenso grundsätzlich nicht gewerbesteuerpflichtig. Die Gewerbesteuer knüpft an einen stehenden Gewerbebetrieb an, der bei Berufsverbänden nicht gegeben ist. Nach § 2 Abs. 3 GewStG gilt als Gewerbebetrieb jedoch die Tätigkeit eines Berufsverbands, soweit er einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhält.


    	Im Rahmen der Umsatzsteuer gelten für Berufsverbände die allgemeinen Vorschriften. Der Gesetzgeber hat lediglich in § 4 Nr. 22 a) UStG etwaige Vortrags-/Seminareinnahmen der Berufsverbände von der Umsatzsteuer befreit13.


    	Bei den übrigen Steuerarten gelten für Berufsverbände die allgemeinen gesetzlichen Regelungen.


    	Verwendet ein Berufsverband Mittel von mehr als 10 % seiner Einnahmen für die unmittelbare oder mittelbare Unterstützung oder Förderung politischer Parteien14, ist die Steuerbefreiung vollständig nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 Satz 2 Buchst. b) KStG ausgeschlossen.

  


  Mitgliedsbeiträge sind unabhängig von dieser steuerlichen Einstufung sowohl von der Ertrags- als auch von der Umsatzbesteuerung ausgenommen. Nach § 8 Abs. 5 KStG bleiben bei Personenvereinigungen für die Ermittlung des Einkommens Beiträge außer Ansatz, die aufgrund der Satzung von den Mitgliedern lediglich in ihrer Eigenschaft als Mitglieder erhoben werden. Aus umsatzsteuerlicher Sicht ist ein Leistungsaustausch nicht gegeben.


  [32]Die persönliche Freistellung der Berufsverbände von der (Körperschaft-)Steuerpflicht beruht „auf der gesetzespolitischen Anerkennung ihres Wirkens als eines Wirkens im Interesse der Allgemeinheit“15.


  Lässt ein nichtrechtsfähiger Berufsverband sein Vermögen von einer Körperschaft bzw. Personenvereinigung verwalten, kann diese nach § 5 Abs. 1 Nr. 6 KStG von der Körperschaftsteuer befreit sein. Hierzu müssen die Verwaltung des Vermögens des nichtrechtsfähigen Berufsverbands der Hauptzweck sein, ihre Erträge im Wesentlichen aus dieser Vermögensverwaltung herrühren und ausschließlich dem Berufsverband zufließen. Derartige Körperschaften bzw. Personenvereinigungen sind zudem nach § 3 Nr. 10 GewStG von der Gewerbesteuer befreit. Praktische Bedeutung entfalten diese Vorschriften in Bezug auf die Vermögensverwaltungseinrichtungen einiger Gewerkschaften16.



  [33]B   Gründung




  1   Rechtsform




  Eine bestimmte Rechtsform ist für Berufsverbände nicht vorgeschrieben. Somit sind als Rechtsform für den Berufsverband grundsätzlich alle zivilrechtlichen Zusammenschlussformen denkbar. Allerdings sind Berufsverbände nicht ohne Grund typischerweise als Verein organisiert, denn der eingetragene Verein bietet die idealen Rahmenbedingungen für einen Berufsverband.




  Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft und Genossenschaft kommen nur in Betracht, wenn ein Handelsgewerbe betrieben bzw. ein Geschäftsbetrieb unterhalten werden soll. Dies ist bei einem Berufsverband regelmäßig nicht der Fall. Im Gegensatz zu anderen Rechtsformen bereitet insbesondere der Ein- und Austritt von Mitgliedern bei einem Verein die geringsten Probleme. Bei einer Aktiengesellschaft oder GmbH muss zur Aufnahme neuer Gesellschafter eine aufwendige Kapitalerhöhung oder Anteilsabtretung durchgeführt werden. Auch ist der Austritt aus einer Kapitalgesellschaft nicht ohne Weiteres möglich, da sie nur eingeschränkt eigene Anteile halten oder einziehen kann. Nicht weniger problematisch stellt sich die Lage bei den Personengesellschaften dar.




  In einen Verein hingegen können unbeschränkt viele Mitglieder ein- und wieder austreten, ohne dass dies auf den Bestand des Vereins Einfluss hätte. Zudem gibt es keine gesetzlichen Formvorschriften für den Ein- und Austritt. Mangels einer kapitalmäßigen Beteiligung muss weder beim Eintritt in den Verein eine Einlage geleistet werden, noch muss der Verein dem Ausscheidenden eine Abfindung zahlen.




  Weitere Vorteile des Vereins sind die große Flexibilität und Gestaltungsfreiheit. Da nur wenige gesetzliche Vorgaben bestehen und diese überwiegend auch noch durch die Satzung abbedungen werden können, kann sich der Berufsverband mit der Vereinssatzung eine seinen spezifischen Anforderungen entsprechende Grundordnung geben.




  Der eingetragene Verein ist somit für die Zwecke eines Berufsverbands prädestiniert. Da in der Praxis fast ausschließlich diese Rechtsform verwandt wird, konzentriert sich die weitere Darstellung auf die Rechtsform des eingetragenen Vereins.




  [34]2   Zivilrechtliche Grundlagen




  Die §§ 21 ff. BGB enthalten die gesetzlichen Regelungen zum Vereinsrecht. Eine Definition des Vereins enthält das Gesetz jedoch nicht. In Anlehnung an die Rechtsprechung des Reichsgerichts17 versteht man unter einem Verein eine auf Dauer angelegte Verbindung einer größeren Anzahl von Personen zur Erreichung eines gemeinsamen Zwecks, die nach ihrer Satzung körperschaftlich strukturiert ist. Kennzeichnend für die körperschaftliche Struktur des Vereins ist, dass er einen Namen führt, durch Organe vertreten wird und sein Bestand vom Wechsel der Mitglieder unberührt bleibt. Anders als bei Personengesellschaften werden Beschlüsse im Vereinsrecht grundsätzlich mit Mehrheit gefasst und Fremdorganschaft ist zulässig.




  2.1   Abgrenzung rechtsfähiger/nichtrechtsfähiger Verein




  Das Gesetz unterscheidet zwischen dem rechtsfähigen und dem nichtrechtsfähigen Verein. Nur der rechtsfähige Verein ist eine juristische Person. Er kommt als eingetragener Verein (§ 21 BGB) und als wirtschaftlicher Verein (§ 22 BGB) vor18.




  Der nichtrechtsfähige Verein ist ebenso wie der rechtsfähige Verein eine auf Dauer angelegte körperschaftlich strukturierte Verbindung mehrerer Personen zur Verfolgung eines gemeinsamen Zwecks19. Der wesentliche Unterschied besteht darin, dass der nichtrechtsfähige Verein mangels Registereintragung keine juristische Person ist; er wird daher vielfach auch als nicht eingetragener Verein bezeichnet.




  Der nichtrechtsfähige Verein ist in § 54 BGB geregelt. Nach dem Wortlaut des § 54 Satz 1 BGB sollen auf ihn die Vorschriften über die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (§§ 705 ff. BGB) Anwendung finden. Es besteht jedoch seit Langem Einigkeit darüber, dass diese Regelung unzweckmäßig ist. Entgegen dem Gesetzeswortlaut wendet die herrschende Meinung daher die §§ 21 ff. BGB auch auf den nichtrechtsfähigen Verein an – mit Ausnahme der Vorschriften, die die Registereintragung voraussetzen20.




  Dem nichtrechtsfähigen Verein wird – ähnlich wie der Gesellschaft bürgerlichen Rechts – von Rechtsprechung und Schrifttum inzwischen die (Teil)Rechtsfähigkeit zugestanden21. Gemäß § 50 Abs. 2 ZPO ist seine aktive und passive Parteifähigkeit vor Gericht inzwischen sogar gesetzlich anerkannt.




  [35]Die Mitglieder des nichtrechtsfähigen Vereins haften – anders als bei der Gesellschaft bürgerlichen Rechts – nicht akzessorisch für die Vereinsschulden22. Die Vertretungsmacht des Vereinsvorstands ist vielmehr auf die Verpflichtung des Vereinsvermögens beschränkt23. Kritisch ist beim nichtrechtsfähigen Verein allerdings die in § 54 Satz 2 BGB normierte Handelndenhaftung. Danach haftet derjenige, der Rechtsgeschäfte im Namen des nichtrechtsfähigen Vereins gegenüber Dritten vornimmt, aus diesen Rechtsgeschäften auch persönlich mit seinem gesamten privaten Vermögen. Der Handelnde haftet unabhängig davon, ob er Vorstands- oder Vereinsmitglied ist und auch unabhängig davon, ob er zur Vertretung des Vereins berechtigt ist. Berufsverbände sind typischer Weise als rechtsfähige Vereine organisiert. So können sie als juristische Person am Rechtsverkehr teilnehmen und die Handelndenhaftung wird vermieden.




  2.2   Abgrenzung Idealverein/wirtschaftlicher Verein




  Gemäß § 21 BGB erlangt nur ein solcher Verein die Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregister, „dessen Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist“. Unter einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb versteht man das planmäßige und auf Dauer angelegte Auftreten des Vereins am Markt in unternehmerischer Funktion, wobei sich der Verein als Anbieter von Waren oder Dienstleistungen in wirtschaftliche Umsatzprozesse einschaltet und eine entgeltliche Tätigkeit erbringt24. Ausgeschlossen ist damit in jedem Fall ein Vereinszweck, der auf Gewinnerzielung ausgerichtet ist, es genügt aber auch schon, wenn planmäßig Umsatzerlöse mit außenstehenden Dritten am Markt erzielt werden sollen25. Ist der (Haupt-)Zweck26 des Vereins auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet, dann liegt ein wirtschaftlicher Verein vor. Dieser erlangt gemäß § 22 BGB seine Rechtsfähigkeit durch Hoheitsakt. Hintergrund der Differenzierung ist, dass die §§ 21 ff. BGB auf den sog. Idealverein zugeschnitten sind, also auf einen Verein, der keine wirtschaftliche Betätigung zum Gegenstand hat. Für diese Rechtsform verzichtet das BGB auf gesetzliche Schutzvorschriften zur Sicherung des Rechtsverkehrs und der Gläubiger.




  Die staatliche Anerkennung des wirtschaftlichen Vereins soll sicherstellen, dass Vereine, die einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zum Gegenstand haben, die Rechtsfähigkeit [36]nur nach besonderer staatlicher Prüfung erlangen. Die staatliche Erlaubnis wird allerdings nur dann erteilt, wenn eine Ausübung der beabsichtigten Tätigkeit in einer sonstigen Rechtsform (insbesondere GmbH, Aktiengesellschaft oder Genossenschaft) unzumutbar ist27. Dieses Erfordernis führt dazu, dass wirtschaftliche Vereine in der Praxis kaum vorkommen28.




  Nach dem gesetzlichen Leitbild müsste jede unternehmerische Betätigung den betreffenden Verein zu einem wirtschaftlichen Verein i. S. von § 22 BGB machen. Diese strikte Konsequenz wird jedoch nicht gezogen29. Vielmehr ist als sog. Nebenzweckprivileg anerkannt, dass eine unternehmerische Betätigung den Status des Idealvereins nicht beeinträchtigt, wenn sie im Vergleich zur ideellen Hauptbetätigung des Vereins nur eine eindeutig untergeordnete Rolle spielt30. Entscheidend ist also der Hauptzweck des Vereins. Die Hauptbetätigung des Vereins muss eine ideelle Tätigkeit sein. Zudem muss sich die unternehmerische Tätigkeit im Rahmen des Vereinszwecks halten und sich bei natürlicher Betrachtungsweise als ein die ideelle Betätigung ergänzendes und objektiv sinnvolles Mittel zur Förderung des Vereinszwecks darstellen. Die Förderung darf aber nicht ausschließlich in einer von der sonstigen Vereinstätigkeit isolierten Mittelbeschaffung bestehen; es ist vielmehr eine Unterordnung der wirtschaftlichen Tätigkeit unter den ideellen Vereinszweck erforderlich31.




  Am Anfang der Überlegungen zur Vereinsgründung sollte somit stets die Frage stehen, ob der von den Gründern beabsichtigte Vereinszweck auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist und in welchem Verhältnis ein etwaiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb zur nichtwirtschaftlichen Tätigkeit des Vereins steht32. Aufgrund der berufsständischen Zweckrichtung verfolgt ein Berufsverband in erster Linie nichtwirtschaftliche Zwecke. Der Berufsverband wird somit zweckmäßigerweise als Idealverein gegründet. Wirtschaftliche Tätigkeiten lassen sich dann entweder im Rahmen des Nebenzweckprivilegs beim Berufsverband selbst oder – bei einem zu großen Umfang – in einer Tochtergesellschaft (häufig „Service GmbH“ genannt) durchführen33.




  [37]2.3   Gründungsakt




  2.3.1   Feststellung der Satzung




  Die Gründung eines Vereins erfolgt dadurch, dass die Gründer die Vereinssatzung verbindlich festlegen und dem Verein als Mitglied beitreten34. Soll ein Idealverein i. S. von § 21 BGB gegründet werden, müssen sie sich zudem darüber einig sein, dass der Verein in das Vereinsregister eingetragen werden soll (vgl. § 57 BGB). In der Regel erfolgt die Feststellung der Satzung in einer Gründungsversammlung. Rechtlich erforderlich ist dies aber nicht, sodass bspw. auch ein schriftliches Umlaufverfahren möglich ist.




  Zur Gründung eines Vereins sind mindestens zwei Personen erforderlich, die mit der Feststellung der Vereinssatzung und ihrem eigenen Eintritt in den Verein das Gründungsgeschäft vollziehen35. Gemäß §§ 56, 60 BGB kann der Verein jedoch erst dann in das Vereinsregister eingetragen werden, wenn er mindestens sieben Mitglieder hat. Eintragungsfähig wird der Verein also erst, wenn weitere Mitglieder eingetreten sind. In der Regel wird das Gründungsgeschäft aber von mindestens sieben Mitgliedern vollzogen, zumal als weitere Eintragungsvoraussetzung die dem Vereinsregister einzureichende Satzung gemäß § 59 Abs. 3 BGB von mindestens sieben Mitgliedern unterzeichnet werden muss.




  Neben natürlichen Personen können auch juristische Personen, Personenhandelsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften Gründer bzw. Mitglieder eines Vereins sein, ebenso eine BGB-Gesellschaft und ein nichtrechtsfähiger Verein. Es gilt § 181 BGB, d. h., wer bei der Gründung für mehrere Gründer als Vertreter handelt, muss vom Verbot der Mehrfachvertretung befreit sein36.




  2.3.2   Bestellung des ersten Vorstands




  Neben der Feststellung der Satzung müssen die Gründer im Gründungsgeschäft noch den ersten Vereinsvorstand bestellen. Dabei ist nach den Bestimmungen der zuvor festgestellten Vereinssatzung vorzugehen.




  2.3.3   Gründungsprotokoll




  Über die Feststellung der Satzung und die Bestellung des ersten Vorstands ist eine Niederschrift anzufertigen, das sog. Gründungsprotokoll. Diese Niederschrift ist von den nach der Satzung für die Beurkundung von Vereinsbeschlüssen zuständigen Personen zu unterzeichnen.




  [38]Mit der Beschlussfassung über die Satzung und der Bestellung des Vorstands entsteht der sog. Vorverein. Er ist bis zu seiner Eintragung im Vereinsregister ein nichtrechtsfähiger Verein.




  2.3.4   Anmeldung zum Vereinsregister




  Der erste Vorstand hat den Verein zur Eintragung in das Vereinsregister anzumelden. Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk der Verein seinen Sitz hat.




  Es war lange umstritten, ob diese Anmeldung von sämtlichen Mitgliedern des Vorstands vorgenommen werden muss oder ob es genügt, dass der Vorstand in vertretungsberechtigter Anzahl handelt37. Seit der Neufassung von § 77 BGB38 ist gesetzlich klargestellt, dass eine Anmeldung durch Vorstandsmitglieder in vertretungsberechtigter Anzahl ausreicht.




  Die Anmeldung zum Vereinsregister muss gemäß § 77 Satz 1 BGB in öffentlich beglaubigter Form erfolgen. Für die öffentliche Beglaubigung gilt § 129 BGB. Die Vorstandsmitglieder können sich bei der Anmeldung durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Allerdings muss in diesem Fall eine beglaubigte Vollmacht vorgelegt werden39.




  Gemäß § 59 Abs. 2 BGB sind der Anmeldung eine Abschrift der Vereinssatzung und eine Abschrift der Urkunde über die Bestellung des Vorstands beizufügen. Die bis 2009 geltende Verpflichtung zur Einreichung von Originalen wurde abgeschafft40. Eine Beglaubigung der Abschriften ist nicht erforderlich. Die Satzung hat die Unterschrift von mindestens sieben Vereinsmitgliedern (nicht notwendig Gründungsmitgliedern) zu tragen. Sie soll ferner den Tag ihrer Errichtung (= Feststellung) nennen. Die Anmeldung ist wahlweise in herkömmlicher (Papier-)Form oder auf elektronischem Wege möglich.




  Das Vereinsregister (dort gemäß § 3 Nr. 1a RPflG der Rechtspfleger) prüft zunächst seine örtliche Zuständigkeit und sodann, ob Anmeldung und Satzung in formeller und materieller Hinsicht den gesetzlichen Vorgaben entsprechen. Das Registergericht prüft insbesondere die Einhaltung der in den §§ 56 bis 59 BGB genannten Eintragungsvoraussetzungen. Da der Verein nur dann in das Vereinsregister eingetragen werden kann, wenn sein Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist41, muss auch dies durch das Vereinsregister überprüft werden. Eine [39]Zweckmäßigkeitsprüfung der statutarischen Bestimmungen findet hingegen nicht statt.




  Sind die in §§ 56 bis 59 BGB normierten Anforderungen nicht beachtet, muss das Vereinsregister die Anmeldung zurückzuweisen (§ 60 BGB). In der Regel geht einer Ablehnung der Eintragung eine Zwischenverfügung des Rechtspflegers voraus, mit der den Beteiligten innerhalb einer bestimmten Frist Gelegenheit gegeben wird, das Eintragungshindernis zu beseitigen (§ 382 Abs. 4 FamFG). Wird die Vereinsregistereintragung endgültig abgelehnt, so hat dies durch einen mit Gründen versehenen Beschluss zu erfolgen, der sämtlichen Personen, die die Anmeldung vorgenommen haben, förmlich zuzustellen ist (§§ 38 Abs. 3, 41, 382 Abs. 3 FamFG). Gegen diesen Beschluss kann Beschwerde eingelegt werden (§§ 382 Abs. 3, 58 FamFG). Beschwerdebefugt ist nicht der einzelne Beteiligte, sondern der (Vor-)Verein, der durch seine Vorstandsmitglieder in vertretungsberechtigter Zahl vertreten wird42.




  2.3.5   Erlangung der Rechtsfähigkeit




  Mit der Feststellung der Satzung und der Bestellung des ersten Vorstands ist der Verein errichtet. Die Rechtsfähigkeit, d. h. die Fähigkeit als juristische Person selbst Träger von Rechten und Pflichten zu sein, erlangt er jedoch erst mit der Eintragung in das Vereinsregister. Die konstitutive Wirkung der Eintragung gilt selbst dann, wenn der Gründung des Vereins oder dem Registerverfahren schwere Mängel anhaften. Zwischen Gründungsakt und Registereintragung besteht der Verein als sog. Vorverein, bei dem es sich um einen nichtrechtsfähigen Verein handelt43. Der mit der Eintragung in das Vereinsregister entstehende rechtsfähige Verein ist mit dem Vorverein identisch. Alle Rechte und Pflichten des Vorvereins gehen mit der Registereintragung automatisch auf den eingetragenen Verein über44. Ist das Vereinsvermögen bei Registereintragung durch vom Vorverein begründete Verbindlichkeiten negativ, so haften die Mitglieder dem Verein für diesen Fehlbetrag45.




  In das Vereinsregister werden der Name und der Sitz des Vereins, der Tag der Feststellung der Satzung sowie die Mitglieder des Vorstands eingetragen. Einzutragen ist zudem die Vertretungsmacht der Vorstandsmitglieder46. Da die Eintragung für den Verein als juristische Person rechtsbegründend ist, wird zudem das Datum der Eintragung auf dem Registerblatt vermerkt.




  Der Name, der Sitz des Vereins und der Tag der Eintragung werden in dem von der Landesjustizverwaltung für die Bekanntmachungen des Amtsgerichts bestimmten [40]elektronischen Informations- und Kommunikationssystem bekannt gemacht (§ 66 Abs. 1 BGB). Der Vorstand wird gemäß § 383 Abs. 1 FamFG, § 13 VRV von der Eintragung in Kenntnis gesetzt.




  Das Vereinsregister und die vom Verein dort eingereichten Unterlagen kann jedermann bei Gericht kostenfrei einsehen (§ 79 BGB). Die eingetragenen Daten können über das Portal www.handelsregister.de online eingesehen werden.




  Mit der Eintragung im Vereinsregister führt der Verein den Namenszusatz „eingetragener Verein“ oder „e. V.“ (§ 65 BGB). Der Verein ist zur Verwendung dieses Zusatzes verpflichtet. Tritt er im Rechtsverkehr ohne den Zusatz auf, so kann dies nach den Grundsätzen der Rechtsscheinhaftung zu einer persönlichen Haftung der Handelnden führen47.




  Die Gerichtskosten für die Eintragung berechnen sich nach dem Gerichts- und Notarkostengesetz (GNotKG). Sie sind vom Verein zu tragen. Für die erste Eintragung des Vereins fällt eine Festgebühr von 75 EUR an (§ 55 Abs. 2 GNotKG i. V. m. Nr. 13100 des Kostenverzeichnisses zum GNotKG).




  2.4   Satzung




  Wesentlicher Bestandteil des Gründungsgeschäfts ist die Feststellung der Vereinssatzung. Soll der Verein in das Vereinsregister eingetragen werden, so ist die schriftliche Abfassung der Satzung zwingend erforderlich (§ 59 Abs. 2 und 3 BGB).




  Die grundgesetzlich durch Art. 9 Abs. 1 GG geschützte Vereinsautonomie gibt dem Verein das Recht, seine Angelegenheiten selbst zu ordnen und zu gestalten sowie sich eine seinen Zwecken entsprechende Organisation zu geben48. Bei der Ausgestaltung der Satzung genießen die Beteiligten daher sehr weitgehende Gestaltungsfreiheit, denn die meisten vereinsrechtlichen Regelungen des BGB sind dispositiv (§ 40 BGB). Bei der Ausgestaltung gilt es, die Satzung auf die konkreten Bedürfnisse des Berufsverbands, insbesondere seine Mitgliederstruktur, seinen Zweck und sein Betätigungsfeld, abzustimmen.




  Zu beachten ist allerdings, dass die §§ 56 bis 58 BGB Vorgaben für den Inhalt der Satzung eines eingetragenen Vereins machen. Danach muss die Satzung zwingend den Vereinszweck, den Namen und den Sitz des Vereins sowie die Feststellung enthalten, dass der Verein in das Vereinsregister eingetragen werden soll (§ 57 Abs. 1 BGB). Darüber hinaus „soll“ die Satzung nach § 58 BGB Angaben über den Ein- und Austritt der Mitglieder, eine etwaige Beitragspflicht, die Bildung des Vorstands, die Einberufung der Mitgliederversammlung sowie über die Form der Einberufung und die Beurkundung von Mitgliederbeschlüssen enthalten.




  Die Satzung hat zudem die Angabe des Tages ihrer Errichtung zu enthalten und ist von sieben Mitgliedern zu unterzeichnen (§ 59 Abs. 3 BGB).




  [41]Die vom Gesetz getroffene Unterscheidung zwischen dem Mussinhalt (§ 57 BGB) und dem Sollinhalt (§ 58 BGB) der Satzung ist für die Gründung eines Idealvereins ohne Bedeutung, denn nach § 60 BGB ist eine Registeranmeldung, die nicht den Anforderungen der §§ 56 bis 59 BGB entspricht, vom Registergericht zurückzuweisen. Es müssen also sowohl die Muss- als auch die Soll-Vorschriften beachtet werden. Die Unterscheidung ist lediglich für bereits eingetragene Vereine relevant, denn nur die Nichtbeachtung einer Muss-Vorschrift führt zur Amtslöschung des Vereins gemäß § 395 FamFG, während ein Verstoß gegen eine Soll-Vorschrift nach erfolgter Registereintragung nicht mehr beanstandet werden kann.




  Die Vereinssatzung muss in deutscher Sprache (Hochdeutsch) abgefasst sein49. Sie ist schriftlich niederzulegen, damit sie unterschrieben werden kann. Eine notarielle Beurkundung oder Beglaubigung ist nicht erforderlich.




  Weist die Satzung Regelungslücken oder Unklarheiten auf, so ist sie auszulegen. Sie darf nur nach ihrem objektiven Erklärungswert aus sich heraus und nur einheitlich ausgelegt werden50, sodass ihrem Wortlaut und Sinnzusammenhang besondere Bedeutung zukommen. Die Auslegung hat sich am Zweck des Vereins und an den Interessen der Mitglieder auszurichten. Auslegungsfähig ist nur das, was in der Satzung erkennbar geregelt ist51. Umstände aus der Entstehungsgeschichte, den Motiven der Gründer oder aus der späteren Entwicklung des Vereins dürfen grundsätzlich nicht herangezogen werden52. Sollen die Motive der Gründung oder sonstige Umstände bei der Auslegung Berücksichtigung finden, so sind sie in der Satzung in einer Präambel voranzustellen.




  Sind einzelne Satzungsbestimmungen nichtig oder undurchführbar, so bleibt die Satzung auch ohne salvatorische Klausel im Übrigen wirksam53. Etwas anderes gilt nur, wenn der Vereinszweck sitten- oder gesetzeswidrig ist.




  Vereinssatzungen unterliegen gemäß §§ 242, 315 BGB der gerichtlichen Inhaltskontrolle54.




  2.4.1   Name des Vereins




  Nach § 57 Abs. 1 BGB muss die Satzung den Namen des Vereins enthalten. Der Name ist die Bezeichnung, unter der der Verein in der Öffentlichkeit auftritt. Die Gründer sind in der Wahl des Vereinsnamens grundsätzlich frei. Die Wahl und das Führen dieses Namens sind Bestandteil der grundgesetzlich geschützten Vereinsfreiheit55. [42]Oft ist der Name des Vereins an den Vereinszweck angelehnt. Berufsverbände führen üblicherweise im Namen den Bestandteil „Berufsverband“; zwingend ist dies aber nicht. Zulässig ist auch ein Fantasiename. Der Name muss nicht der deutschen Sprache entnommen sein. Der Zusatz „eingetragener Verein“ bzw. „e. V.“ muss jedoch deutsch sein56. Eine Namensänderung kann nur durch eine Satzungsänderung vorgenommen werden. (und wird demzufolge erst mit der Eintragung in das Vereinsregister wirksam).




  Für den Vereinsnamen gilt der Grundsatz der Namenswahrheit. Dieser beinhaltet insbesondere das Irreführungsverbot, d. h. der Vereinsname darf nicht geeignet sein, über die Art, den Zweck, die Größe, die Bedeutung oder über die sonstigen Verhältnisse des Vereins Täuschungen im Rechtsverkehr hervorzurufen. Maßgeblich ist, welche Vorstellungen sich ein durchschnittlicher Angehöriger des betroffenen Verkehrskreises bei verständiger Würdigung machen würde57. Eine Täuschungsabsicht ist nicht erforderlich. Es gelten entsprechend die zu § 18 Abs. 2 HGB (Firmenwahrheit) entwickelten Grundsätze58. Dementsprechend darf der Verein auch nicht mehrere Namen führen59.




  Den Namenszusatz „Verband“ dürfen sowohl öffentlich-rechtliche als auch privatrechtlich organisierte Zusammenschlüsse führen. Bei privatrechtlichen Vereinigungen wird mit der Bezeichnung „Verband“ regelmäßig eine nicht unerhebliche Anzahl von Mitgliedern verbunden60, oder, unabhängig von der Zahl der Mitglieder, eine sich auf Landes- oder Bundesebene erstreckende Vertretung und Förderung der Interessen ihrer Mitglieder61. Die Bezeichnung „Fachverband“ setzt einen Zusammenschluss von Fachbetrieben oder Fachleuten voraus62. Um Irreführungen zu vermeiden, sind ggf. regionale oder fachliche Namenszusätze erforderlich. Eine Dachorganisation kann sich „Gesamtverband“, „Zentralverband“ oder „Hauptverband“ nennen.




  Der Name des eingetragenen Vereins muss sich von den Namen anderer am selben Ort oder in derselben Gemeinde bestehender eingetragener Vereine deutlich unterscheiden (§ 57 Abs. 2 BGB). Es gilt der Grundsatz der Priorität, d. h. der bereits im Vereinsregister eingetragene Verein ist vorrangig berechtigt, diesen Namen zu führen.




  Der Name des eingetragenen Vereins genießt den Schutz des § 12 BGB.




  [43]2.4.2   Sitz des Vereins




  Gemäß § 57 Abs. 1 BGB muss die Satzung zwingend den Sitz des Vereins nennen. Der Sitz des Vereins ist der Ort, an dem sich seine Verwaltung befindet, es sei denn, in der Satzung ist etwas anderes bestimmt (§ 24 BGB). Zum Vereinssitz kann durch die Satzung grundsätzlich jeder beliebige Ort im Inland (Bundesgebiet) bestimmt werden63. Der Sitz muss aus dem Vereinsregister ohne Weiteres erkennbar sein, daher sind Bestimmungen, nach denen sich der Sitz bspw. am Wohnort des 1. Vorsitzenden befinden soll, unzulässig64.




  Umstritten ist, ob damit auch ein rein fiktiver Sitz zulässig ist, an dem keinerlei Vereinstätigkeit ausgeübt wird. Während manche dies bis zur Grenze des Rechtsmissbrauchs zulassen65, verlangen andere, dass der Verein an seinem Satzungssitz zumindest postalisch erreichbar sein muss66. Besteht die Vereinsverwaltung an einem anderen Ort als dem in der Satzung angegebenen Sitz, so wird zwischen dem Verwaltungs- und dem Rechtssitz unterschieden. Der Rechtssitz bestimmt den allgemeinen Gerichtsstand des Vereins und damit auch die Frage, welches Amtsgericht gemäß § 55 BGB für die Eintragung des Vereins in das Vereinsregister zuständig ist. Der Rechtssitz wird im Vereinsregister eingetragen (§ 64 BGB).




  Ein Verein hat nur einen Rechtssitz. Ein statutarischer Doppelsitz ist unzulässig67. Die Verlegung des Vereinssitzes (Rechtssitzes) kann nur durch eine Satzungsänderung vorgenommen werden und wird demzufolge erst mit der Eintragung in das Vereinsregister wirksam.




  2.4.3   Absicht zur Eintragung in das Vereinsregister




  Gemäß § 57 Abs. 1 BGB muss sich aus der Satzung des Vereins ergeben, dass der Verein in das Vereinsregister eingetragen werden und damit zum rechtsfähigen Verein werden soll. Ein bestimmter Wortlaut ist nicht vorgeschrieben. Gebräuchliche Formulierungen sind:




  

    „Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden.“




    „Der Verein erlangt seine Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregister.“




    „Der Verein ist rechtsfähig gem. § 21 BGB.“


  




  [44]Wird die Satzung nach der Eintragung des Vereins im Vereinsregister geändert, so ist es zulässig, die Bestimmung, dass der Verein in das Vereinsregister eingetragen werden soll, wegzulassen; es genügt dann, dass in der neu gefassten Satzung der Vereinsname mit dem inzwischen erworbenen Zusatz „eingetragener Verein“ oder „e. V.“ angegeben wird68. Zu empfehlen ist die Formulierung:




  

    „Der Verein ist unter VR in das Vereinsregister des Amtsgerichts eingetragen.“


  




  2.4.4   Zweck des Vereins




  Die Vereinssatzung muss zwingend den Zweck des Vereins nennen (§ 57 Abs. 1 BGB). Der Vereinszweck ist der oberste Leitsatz der Vereinstätigkeit, in dem das gemeinsame Interesse der Vereinsmitglieder zum Ausdruck kommt69. Der Zweck kennzeichnet das Wesen und die Individualität des Vereins70, er bestimmt seinen Charakter und gibt den Rahmen für sämtliche Handlungen der Vereinsorgane vor. Vom Zweck des Vereins hängen die Rechte und Pflichten der Mitglieder ab. 


Hier können Sie "Praxishandbuch der Berufs- und Wirtschaftsverbände - inkl. Arbeitshilfen online" sofort kaufen und weiterlesen:
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